Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1869 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. November 1955 

6 — 65304 — 3321/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Siebenundvierzigsten Verordnung 
über Zoüsatzänderungen (Schwefelsäure usw.) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des § 96 a 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
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Entwurf einer Siebenundvierzigsten Verordnung 

über Zollsatzänderungen (Schwefelsäure usw.) 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Die Zollsätze des Zolltarifs für die nach- 
stehend bezeichneten Waren werden mit 
Wirkung vom 1. Dezember 1955 bis auf wei- 
teres wie folgt geändert: 


lfd. 

Nr. 

Tarifnr. 

Bezeichnung der Waren 

Neuer 
Zollsatz 
°/o des Wertes 

Nachrichtlich: 

Bisheriger Zollsatz 
°/o des Wertes 

i 

28 09 

Schwefelsäure, auch Oleum 

frei 

10 





v 5 

2 

aus 28 18 

Schwefelsäureanhydrid 

frei 

15 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach Maßgabe des 
§ 12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


§3 


Diese Verordnung tritt am Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Belgien, die Niederlande und die Bundes- 
republik Deutschland haben ein Regierungs- 
abkommen abgeschlossen, demzufolge in den 
drei Staaten Schwefelsäure, Oleum und 
Schwefelsäureanhydrid mit Wirkung vom 
1. Dezember 1955 zollfrei zu stellen sind. In 
der Bundesrepublik wird das Abkommen 
durch die vorliegende Rechtsverordnung ver- 
wirklicht. Dem Abkommen liegt folgender 
Sachverhalt zugrunde: 

Schwefelsäure, Oleum ( = rauchende Schwe- 
felsäure) und Schwefelsäureanhydrid sind 
Rohstoffe für die chemische Industrie. 
Schwefelsäure wird z. Z. in erheblichem Um- 
fange aus Belgien und den Niederlanden 
eingeführt, da die deutsche Erzeugung nicht 


ausreicht. Der Bedarf wechselt auf beiden 
Seiten. Zu anderen Zeiten wird Schwefel- 
säure aus Deutschland nach den genannten 
Ländern ausgeführt. 

Die deutschen Eiersteller von Schwefelsäure, 
Oleum und Schwefelsäureanhydrid können 
den ihnen bisher gewährten Zollschutz ent- 
behren. Die Zollsatzänderung für Schwefel- 
säure, Oleum und Schwefelsäureanhydrid 
verletzt demnach die Interessen der deut- 
schen Eiersteiler nicht. Die Zollsatzänderung 
macht aber der verarbeitenden Industrie 
(z. B. Düngemittel-, Kunstseide- und Zell- 
wolle-, Farbstoff- und Metallbearbeitungs- 
Industrie) wichtige Rohstoffe zollfrei zu- 
gänglich. 
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